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Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Usteri.

Donnerstag den 9 Juli 18oi. Fünftes Quartal. Den 20 Mst-dor

An die Abonnenten.
Da mit dem Stück ?yo, das fünfte Quartal des

ne »1 en S ch w. R e p u bl « k a n e r s zu Ende geht, so

find die Abonnenten ersucht, wann sie die Fortsetzung
ununterbrochen zu erhalten wünsche», ihr Abonnement

fur das se ch s te Quartal mit 4 Fr. 5 btz. in Bern,
und mit Fr. 5 btz. pvstfrey ausser Bern, unzesäumt

zu erneuen«.

Der Neue schweizerische Republikaner ist die Fortsetzung
folgender Wärter, von denen noch Exemplare um bcygesczte
Preise zu haben sià:

Der Schweiz, Republikaner, z Bände, jeder zu « Fr.
Supplement dazu - Fr.
Neues helvetische« Taablatt, - Bände, jeder zu 6 Fr.
Neues republikanisches Blatt, 1 Band, 4 Fr.
Neuer setzmcizerischer Republikaner 4 Quartale, jedes ZU

4 Fr. Fünftes Quartal 4 Fr. ; btz.

Die Lücken, die sich zwischen diesen Sammlungen finden,
sollen in einigen Snpplementhcften nachgeliefert werden,
sobald sich eine hinlängliche Zahl Abonnenten für diese Sup-
pleniente gcftmdcn hat. Man prannmerirt für das erste Heft
mit z Fr. bey dem Herausgeber oder bey I. A. Ochs.

Von den Registern zu obigen Sammlungen sind blSdahin
drey zu den z Bänden des schweizerischen Republikaners und
dasjenige zum ersten Band des Tagblatts erschienen : die übn-
gen zollen nachfolgen.

Gesetzgebender Rath, 27. May.
Forts tzungO

(Fortsitz'.mg dos MnnizivalitätsberichteS.)

Da dieser Unterschied sich de Facto nicht auf ganze
Cantone, ja nicht einmal auf ganze Distrikte bezog, und
sofort im nemlichen Distrikt die eine Munizipalität unter
der Regel dieses Artikels, und ihre Nachbarin hingegen
unter seiner Ausnahme stand, so veranlaßte diese Un-
gleichheit von Seite der ausgeschlossenen Munizipalitäken,
häusige Begehren auf Gleichstellung ihrer Rechte, und

au manchen Orten wo die Attributionen der chmaligm
Unfergcrichte, so wie das Gesetz solches voraussczte, nicht

ganz genau ausgemarchct waren, Competenzstreitigkeite«

zwischen den Munizipalitäten und Bezirksgerichte«,.
Die allgemeinen Gründe mit denen dieMunizipalitäte»

ihre Begehren unterstützen, beziehen sich auf die Vermin-
dcrung der Kosten, auf die mehrere Bequemlichkeit der
Bürger, auf die Nothwendigkeit einigen zufälligen Ein»
kommens für ihre Schreiber, so wie auch für sie selbst

zu Bestreitung ihrer Ausgaben; endlich in den Gegenden

wo die Clvilgesttze die nolarialische Stipulation gewisser

Conlrakte vorschreiben, auf den Grundsatz der Rechts-
gleichheit, mit «reicher sie das in ihren Augen gehäßige

Institut der Notarien, als unverträglich ansehen. Auf
der andirn Seite suchen mehrere Bittschriften, unter
denen sich besonders eine, die von beyläufig 40 Notarien
aus den Cant. Oberland Bern und Argau eingereicht

worden, auszeichnet, die nothwendige Verbindung der

Beybehaltpng der Rechtscaittelen die von ihrem Stand
abhängen, mit der öffentlichen und Privatsicherheit der

Bürger darzulhun.
Eure Commißion B. Gesetzgeber, nachdem sie die aus

diesen Gegenstand Bezug habenden Petitionen und Denk-

schriften der Munizipalitäten Ziinmerwald, Rüggisperz,

Hochstelle»«mdLangenthal, im Canton Bern, sowie
auch der von Höngq, Regensperz und Wipkingen im E.
Zürich; ferner der Distriktsgerichte Höchstcttc», Zürich,
und Chateau d'Oex; endlich denn die Botschaften der

Vollziehung vom 2;. Ienner und «2. April iZoo, und
die vberwähnle Denkschrift der Notarien beherziget hat,
muß sich überzeugen, daß die Ungleichheil in den Ättribu.
tionen der Munizipalitäten, die der Art. 57 festsezl, un-
möglich bestehen könne, indem dieselbe auf der ciuen

Seite eine Quelle von steter Eifersucht bleiben und auf
der andern, die Verhältnisse der Munizipalitätecn mit
den obern Behörden verwirren müßte. Sie räth Ihnen
daher an, m Aushebung dieses Unterschieds eine gleich,
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förnstz? Oi'gam's-.tioii der Ortspoîizeybehorde, m Rük,
ßchl auf ihre Aicributione», einzuführe-i.

Sollte dieser Vorschlag Ihnen B. Gesetzgeber gefallen,
so entsteht aisbann die Frage: ob man diese gleichför-

m-ge Organisation durch Ausdehnung dcr in dem Artikel
benannten Rechte auf alle Munizipaiiräten, erzielen,
oder aber ob man alle beschränken molle?

Euere Commißivn räth zum leztcrn ans folgenden
Gründen : Die Priva'.sichcrheit der Bürger und dcr ans

ihr entstehende allgemeine Credit hangt wesentlich so-

wohl von den Formen, welche das Gesetz zur Gültigkeit
und Rechtskraft gewisser Handlungen sestsczt, als abcr

insbesonders von dcr Gewährleistung ab daß eben diese

Formen so weit sie in Akten von, Beamten bestehen,

mit Gewissenhaftigkeit und Sachkenntnis; befolgt werden.
Nun ist es in Betreff gewisser Handlungen, nament-

!ich für Contrakte um Liegenschaften, Gelddarlchn auf
Liegenschaft:,! :c., die beynahe aller Orten dcr Ein-
tragung in ein öffentliches Protokoll unterworffcn sind,

zur Sicherheit dcr Contrahentcn sowohl, als besonders

von DriUmänneni, unter dcrcn Zahl sich sehr oft der

Staat selbst besindct, wesentlich erforderlich, daß der

Bezirk, über den sich em solches Protokoll erstreckt, nicht
allzu eingeschränkt sey, denn in gleichem Maaße als die

Bezirke sich verengen, vermehren sich sowohl die Fälle,
wo die unbeweglichen Güter, ans welche ein Contrakt
sich bezicht, in verschiedenen Bezirken liegen, und bey

denen der Betrug leichter wird, weil die Verantwort.
Zichkcit unter mehrere Beamte sich theilt, als aber die

Möglichkeit von Eonnivenz und Parlhcylichkeil zu Gun.
Ken des Angehörigen gegen den Drittmann, und endlich

dir Schwierigkeit des Nachsiicheus und der Aussicht.

Schon in dieser Beziehung scheint es nicht rachsam?

diese Attribution dcr freywilllgen Gerichtsbarkeit, der

kleinsten po.'ilischen Abtheilungen anzuvertrauen, da

diese Abtheilungen an manchen Orten in gegenwärtigem

Augenblick so klein sind, daß wir sogar ein Beyspiel ha-

den, daß der Kutscher und der Gärtner die Munizi.
Palbeamten eines Bezirks sind, der einzig und allein
ihren Herrn und sein Erfind als Aktivbürgcr enthält, und

dieselben, wenn man sie auch, wie die Coinmißion es

vorschlagen wird, vergrössert, niemals, im Allgemeinen

wenigstens, diejenige Ausdehnung erhalten, können,
welche die Vermeidung jener Inkonveni-nzen erfordert.

SS kann aber in fernerem bey dem Zustand vom

Unwissenheit und Unerfahrenheit, in dem, wir dürfen,

ts uns nicht borgen, die mehrsten Gegenden nuiers Va-

ààds noch laugt bleiben weedcu, und bey der Wähl.

art der Mnnizipalîtà, auch wenn mn» lstrfà,' wach
den Winschen der Commißlon modifiziert, weder pon
den Munizipalitäten, noch von denen von ihnen ge.
wählten Schreibern, vsrausgcstzt werden, daß sie die
nölhigen Fähigkeiten besitzen, diesem Geschäft, weiches
dir Kenntniß der Lehre von den Rechlscautelcn rrsor-
dcrt, vorzustehen, und sofort ist die Privatsicherhcit dcr
Comraheuten und des bey einer Verhandlung inrereß-cr-
ten Dnttmanns, der Unerfahrenheit und Unk-mde preis
gegeben. Lych an der Nichtigkett dieses Urrhcj.'S über
die, den Individuen durchaus nicht zur Schuld anzu,
rechnende, aber dennoch vorhandene Unfähigkeit der
Mumzipalitälsschreibcr im Allgemeinen (Ausnahmen
haben wie in allen Sachen statt) zweifelt, der lese

nur einen Theil dcr an die gesetzgebenden Räthe selbst
über diesen Gegenstand, eingelangten Bittschriften, un»
man wird in vielen derselben, der Rechtschreibung gar
nicht zu gedenken, eine sonderbare Verwirrung in den
Begriffen, und noch grössere tlnöeutlichkeit in der
Darstellung antreffen.

Das Resultat dieser übelberechnetcn Beftrgmßrrthci»
lung an die Munizipalitäten, in Verbindung mit t»x
von ähnlichen Ursachen herrührenden schlechten Iiisich,
Verwaltung, ist, wenigstens i» dem Eemo» des Beriet.:,
crstatters, auf eine fur den Landmaim höchst drückende
Art allbeeeits fühlbar, und wird es mit jedem Tag
mehr. Der Credit des Landmanns ist dass»; mit
Mühe erhält er Geld auf Borg. Der Capitalist, der
in der Unerfahrenheit der heutigen Beamten kein- Ge,
währleistuug mehr gegen Betrug,, und in derIustitzpfiege
keine sichere Handbietung gegen den saumseligen Schuld,
ner mehr findet, verschließt seine Baarschaft in seine
Kasten oder legt sein Capital auf Gewerbe und Hand-
lung, oder leiht -S wie der Berichterstatter Bcvsoieie
weiß, selbst um eine:, niedrigern ZmS, Ms Ausland,
das ihm mehr Sicherheit zu gewähren scheint.

Man glaube nicht» daß dieses Urtheil zu hart, und
man wende nicht ein: das könne und werde in kurzer
Zeit anders werden; das ist unmöglich, und wenn' es
wirklich werden sollte, so wäre es für den Staat auf einer'
andern Seite eben ss nachtheiiig.

Zwar kommen wir alle mit gleichen, der Natur des
Menschen inhärenten Rechten aus der Hand des Schc»
pftrs, aber wahrlich nicht mit dm gleichen Anlagen
und noch viel weniger mit den gleiche» äusser» Mitteln
zu Ausbildung diese? Anlagen-. Es giebt kems Kunst,
Keine Wissenschaft, die nicht gelernt seyn w'll'; der g?»

Iimdc, aber bloß durch die Llfährnng und die
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háltnisse des gewöhnlichen Alltagslebens gebildete Men-

fchenverstanv, reicht da. nicht hin, wo es wirklicher

Fachkenntniß, oder einer gewissen Fertigkeit bedarf,

die nur durch anhaltendes Studium u>rd Uebung-er-

langt werven« So lange nun die Mnnizipalitatsichrei-

der, wie es bisher gröstenthcils geschah, bloß vom

Pfluge oder von einem Handwerk genommen werden,

oder der Schulmeister hazu gemacht wird, so können

ße, wenn anders ihre Hgndlungen ihren Zweck erfüllen,

das heißt, zur Festigkeit und Sicherheit der Rechte der

Bürger »nd nicht vielmehr zu derselben Verwirrung
beytragen sollen, die Fähigkeiten nicht besitzen die zur

Stipulation öffentlichcx Conlrakft erforderlich sind.

Nun ist es nicht möglich, daß das anders werde,

denn wenn jede Mumzivalität einen gelernten Schrei-
bec haben wollte, so müßte sie denseidrn so besolden,

daher aus seinem Gehalt, in Verbindung mit seinem

übrigen Verdienst, leben konnte. Wo soll aber im

Allgemeinen der gelernte Munizîpalitârsftkretâr seinen

üb.igen Verdienst hernehmen? Zum Pflug und zu einem

Handwerk ist er untüchtig, denn w.nn er seinen Beruf
erlernt hat, so hat er einescheils die Zeit verabsäumt

etwas anders zu erlernen, und andersrheils durch die

mit Erlernung seines Berufs nothwendig verbundene

weichlichere Lebensart, die Kräfte zu anhaltender korver-

licher Arbeit verloren: Er muß also in seinem Beruf
selbst feinen Verdienst sinden, und da auf dem Land

beynahe allenthalben dieser Berufsserdienst ihm gebre,

chen wird, fi> muß ihn feine Stelle ganz ernähren.

Die Folge davon wäre also, daß wenn jede Munijipali-
tat einen gelernten Sekretär wählen würde, die bloß

verzehrende Classe der Bürger und dadurch die Last der

produzierenden Classen, dir jene immer ernähren müssen,

ungeheuer vermehrt würde; denn so kümmerlich man
«nch die Munizipalitätsftkrctärs bezahlte, würden ste

dennoch immerhin mehr kosten, als der wohlbesoldete
Sekretär einer über eine ungleich grössere Gedietsadlhej-
King gesezten Behörde mit ftinem ganzen Buream Wenn
man diese einfache, auch auf andere Stellen Bezug ha-
dende Wahrheit allgeuwin einsehen lernte, so würde Hof.

fevtlich die kleinliche Eifersucht der Menge, der ihre
äussere Lage nicht gestattete, sich einem wissenschaftlichen

oder Kunstdcrufzu widme», gegen diejenige»», die st>l-

ches thu» konnte», endlich einmal ein Ende nehmen,

«nd man würde die Gleichheit weniger m dem- Recht
suchen, ohne Rücksicht auf Tüchtigkeit zu alle» Stellen

zu gelange», zu denen der Zufall oder die blinde Volés-

Mist rissen erheben, kaun, M vielmehr in der Besngnß,

sich mit der ungehinderten Hoffnung auf eine Stelle,
durch beliebige, Ausbildung seiner Äulagen zu zcder tnch»
tig machen zu können.

Es mag zwar seyn, bag die einen ober andern der
Attiibulionm des Art. 57, »vie z. B. Schatzn-mm,
Hsmologationen und dergleichen, keiner wissenschaftlich
erlernten Sachkenntniß bedürfen wie die andern, und,
daß daher in dieser Rücksicht diese Attridmioiicn den Mu»
niziMtälk« könnten gelassen werden; al>à hier stellst,

sich die Betrachtung in Weg, daß, da alle diese Attn-
bulionen Ausflüsse der nicht streitigen Gerichtsbarkeit
sind, es unschicklich wäre, dieselben unter Behörden
von ganz verschiedener Natur zu theilen, und übrigens
die Sonderling derselben schwerlich so bestimmt gemacht
werden konnte, daß nicht häufige Competenzstreitigkeilm.
veranlaßt würden.

Durchaus die nemliche Bewandniß, wie mit de?

Stipulation der Contrakte, hat es auch mit den» Recht
der Bewilligung der Rechtswohlthak der Bedenkzeit bch

Erbschaften, welches von verschiedene» Munizipalitâten,
z. B. von der Mnnizipalirät Worb, uns >vas die Auf-
nähme des Inventariums bctrist, auch à der W in-
ftnkammcr von Bern angesprochen und aus einer
Clause! des Art. 57 hergeleitet wird. Aber auch un-
abhängig von obigen allgemeinen Gründen, kann Euer?
Commißisi» nicht finden, daß die angksprochne Elanftb
denjenigen Sin» habe, welchen ihr diese Maniftpali?
täten beylegen.

Diesen Entwicklungen zu so lg räth Ihnen Encre

mißion B. G. an, die Artributionen, welche der An",
57 ftsrftzt, de» Munizipalitâten zu entziehe», und ssk,

che durchgehend» der gerichtlichen Behörde zu übertragc s,

H. Ein zweyter Gegenstand von Reklamation?»

Tinftage», rücksichrlich auf die Attributionen der Màêt-

nizi'palià», liegt in den Art. 58, 5y, 6« und S>»

die vvrmuüdfchafiliche Polizey betreffende

Es prätendiere -« erstlich die MimftipäÄ Wor^
gegen das Bezirksgericht Höchstctken, daß ihr die Er-
nennung der Vögte und die Genehmigung ihrer McP-
»unaen aM'chlicßüch und ohne höhere BekräftlOing zra-

komme, und dass die Dâ'iêlsgerichke' nur die' Bevogt-
tung der Verschwender und Biötsiuuige» perhänAgv
könne».

(Die Fortsetzung fs'g»
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